— 1 — 
Geſetz-Sammlung 
für die . 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


(Jr. 4137.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 6. November 1854., betreffend die den Kreiſen Kroe⸗ 
ben und Krotoſchin im Regierungsbezirk Poſen bezuͤglich des Baues und 
der Unterhaltung der Chauffee von Punitz über Kroeben und Pogorzelle 
bis zur Provinzial⸗Chauſſee von Kozmin nach Borek bei Borzeciczki be⸗ 
willigten fiskaliſchen Vorrechte. BER ; 


Massen Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den von den Kreiſen 
Kroeben und Krotoſchin, im Regierungsbezirk Poſen, beabſichtigten Bau einer 
Chauſſee von Punitz uͤber Kroeben und Pogorzelle bis in die Provinzial⸗Chauſſee 
von Kotmin nach Borek bei Borzeciezki genehmigt habe, beſtimme Ich hier⸗ 
durch, daß das Expropriationsrecht fuͤr die zu der Chauſſee erforderlichen 
Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chürffeebauf und Unter⸗ 
haltungs-Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehen⸗ 
den Vorſchriften, auf dieſe Straße zur Anwendung kommen ſollen. Zugleich 
will Ich den gedachten Kreiſen gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßi⸗ 
gen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes 
nach den Beſtimmungen des fir die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden 
Chauſſeegeld-Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen 
uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen 
Vorſchriften, verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Fe⸗ 
bruar 1840, angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen 
auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 5 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. l 4 9 
Sgnsſouei, den 6. November 1854. ne 
ne Friedrich Wilhelm. 
ee ee v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 
An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten e 
und den Finanzminiſter. 77 0 


Fabrgüng 1855. (Nr. 41374138.) 1 (Nr. 4138.) 
Ausgegeben zu Berlin den 23. Januar 1855, 


Bun. 


(Ir. 4138.) Privilegium wegen Emiſſion auf den Inhaber lautender Obligationen über 


eine Anleihe der Stadt Werden von 30,000 Rthlr. Vom 27. Novem— 
ber 1854. ö : 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 


2 


Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem der Buͤrgermeiſter und Gemeinderath von Werden darauf an- 
getragen haben, der Gemeinde Werden zur Beſtreitung der Koſten fuͤr den 
Bau der Ruhrbruͤcke die Aufnahme eines Darlehns von 30,000 Rthlr., ge— 
ſchrieben: Dreißig tauſend Thalern, gegen Ausſtellung von 300 auf den In⸗ 
haber lautender und mit Zinskupons verſehener Obligationen, jede zu Einhun⸗ 
dert Thalern, zu geſtatten und bei dieſem Antrage im Intereſſe der Stadtge— 
meinde Werden ſowohl als der Glaͤubiger ſich nichts zu erinnern gefunden 
hat, fo ertheilen Wir in Gemaͤßheit des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 
1833. wegen Ausſtellung von Papieren, welche eine Zahlungsverpflichtung an 
jeden Inhaber enthalten, durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere landesherr⸗ 
liche Genehmigung zur Emiſſion der gedachten Obligationen unter nachſtehen⸗ 
den Bedingungen: 


I. Die Obligationen werden mit vier Prozent jaͤhrlich verzinſet und die 
Zinſen in halbjaͤhrigen Terminen gezahlt. Zur allmaͤligen Tilgung der 
Schuld werden jaͤhrlich Ein Prozent von dem Kapitalbetrage der emit— 
tirten Obligationen nebſt den Zinſen der eingeloͤſten Obligationen ver- 
wendet; der Stadtgemeinde bleibt jedoch vorbehalten, den Tilgungsfonds 
mit Genehmigung der Regierung zu Duͤſſeldorf zu verſtaͤrken und da— 
durch die Abtragung der Schuld zu beſchleunigen. Den Inhabern der 
Obligationen ſteht kein Kuͤndigungsrecht gegen die Stadtgemeinde zu. 


II. Zur Leitung der Geſchaͤfte, welche die Ausſtellung, Verzinſung und 
Tilgung der zu emittirenden Obligationen betreffen, wird von dem Ge— 
meinderathe eine beſondere Schuldentilgungs-Kommiſſion gewaͤhlt, welche 
fuͤr die Befolgung der Beſtimmungen des Privilegiums verantwortlich 
und fuͤr die treue Befolgung der Vorſchriften von der Regierung zu 
Duͤſſeldorf in Eid und Pflicht zu nehmen iſt. Dieſelbe ſoll aus drei 
Mitgliedern beſtehen, von denen eins aus dem Gemeinderathe, eins aus 
der Buͤrgerſchaft und eins aus dem Magiſtrate durch die Gemeinde⸗ 
raths⸗Verſammlung zu erwaͤhlen iſt. 


III. Die Obligationen werden in fortlaufenden Nummern von 1. bis 300. 
nach beiliegendem Schema * 1. ausgeſtellt, von dem Buͤrgermeiſter 
und den Mitgliedern der Schuldentilgungs-Kommiſſion unterzeichnet 
und von dem Rendanten der Kommunalkaſſe kontraſignirt; denſelben 
iſt ein Abdruck dieſes Privilegiums beizufuͤgen. 


IV. Den Obligationen werden fuͤr die naͤchſten fuͤnf Jahre zehn Zinskupons, 
i jeder 


VII. 


VIII. 


IX. 
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(Nr. 4138.) 
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jeder zu zwei Thaler, in den darin beſtimmten halbjaͤhrigen Terminen 
zahlbar, nach dem anliegenden Schema NM 2. beigegeben. 

Mit dem Ablauf diefer und jeder folgenden fünfjährigen Periode 
werden nach vorheriger oͤffentlicher Bekanntmachung neue Zinskupons 
durch die Kommunalkaſſe an die Vorzeiger der Obligationen ausgereicht, 
und daß dieſes geſchehen, wird auf den Obligationen vermerkt. 

Die Kupons werden von dem Rendanten der Kommunalkaſſe und 
dem Buͤrgermeiſter unterſchrieben. . 


Vom Verfalltage ab wird gegen Auslieferung der Zinskupons der 


Betrag derſelben an den Vorzeiger durch die Kommunalkaſſe gezahlt. 
Auch werden die faͤlligen Zinskupons bei allen Zahlungen an die Kom⸗ 
munalkaſſe, namentlich bei Entrichtung der Kommunalſteuer, in Zah⸗ 
lung angenommen. 


. Die Zinskupons werden unguͤltig und werthlos, wenn fie nicht binnen 


fünf Jahren nach der Verfallzeit zur Zahlung praͤſentirt werden; die 
dafuͤr ausgeſetzten Fonds ſollen nach Beſtimmung der ſtaͤdtiſchen Be⸗ 
hoͤrden zu milden Stiftungen verwandt werden. 


Die nach der Beſtimmung unter I. einzulöfenden Obligationen werden 
entweder durch Ankauf getilgt, oder jaͤhrlich durch das Loos beſtimmt. 
Die ausgelooſten Nummern werden wenigſtens drei Monate vor dem 
Zahlungstage oͤffentlich bekannt gemacht werden. 


Die Verlooſung geſchieht unter dem Vorſitz des Buͤrgermeiſters durch 
die Schuldentilgungs⸗Kommiſſion in einem vierzehn Tage vorher zur 
offentlichen Kenntniß zu bringenden Termine, zu welchem dem Publi⸗ 
kum der Zutritt geſtattet iſt. Ueber die Verlooſung wird ein von dem 
Buͤrgermeiſter und den Mitgliedern der Kommiſſion zu unterzeichnendes 
Protokoll aufgenommen. f a 


Die Auszahlung der verlooſten Obligationen erfolgt an dem dazu be⸗ 
ſtimmten Tage nach dem Nominalwerthe durch die Kommunalkaſſe an 
den Vorzeiger der Obligationen gegen Auslieferung derſelben. Mit 
dieſem Tage hört die Verzinſung der ausgelooſten Obligationen auf. 
Mit letzteren ſind zugleich die ausgereichten, nach deren Zahlungster⸗ 
mine faͤlligen Zinskupons einzuliefern; geſchieht dies nicht, fo wird der 
Betrag der fehlenden Zinskupons von dem Kapitale gekuͤrzt und zur 
Einlöfung dieſer Kupons verwendet. 


„Die Kapitalbeträge derjenigen ausgelooſten Obligationen, die nicht bin⸗ 


nen drei Monaten nach dem Zahlungstermine zur Einlöfung vorgezeigt 
werden, ſollen der Verwaltung der ſtaͤdtiſchen Armenkaſſe als zinsfreies 
Depoſitum uͤberwieſen werden. Die ſolchergeſtalt deponirten Kapital⸗ 
betraͤge duͤrfen nur auf eine von der Schuldentilgungs⸗Kommiſſion kon⸗ 
traſignirte Anweiſung des Buͤrgermeiſters zu beſtimmungsmaͤßiger Ver⸗ 
wendung an den Rendanten der Kommunalkaſſe verabfolgt werden. 
Die deponirten Kapitalbetraͤge ſind di Inhabern jener hen 
5 ar A g⸗ 
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laͤngſtens in acht Tagen nach Vorzeigung der Obligation bei der Kom⸗ 
munalkaſſe durch dieſe auszuzahlen. 


XI. Die Nummern der ausgelooſten, nicht zur Einloͤſung vorgezeigten Obli⸗ 
gationen ſind in der nach der Beſtimmung unter VII. jaͤhrlich zu er⸗ 
laſſenden Bekanntmachung wieder in Erinnerung zu bringen. 

Werden die Obligationen, dieſer wiederholten Bekanntmachung 
ungeachtet, nicht binnen dreißig Jahren nach dem Zahlungstermine zur 
Einloͤſung vorgezeigt, auch nicht, der Beſtimmung unter XIV. gemaͤß, 
als verloren oder vernichtet angemeldet, ſo ſollen nach deren Ablauf 
die Obligationen als getilgt angeſehen werden und die dafuͤr deponir⸗ 
ten Kapitalbetraͤge der ſtaͤdtiſchen Verwaltung zur Verwendung fuͤr 
milde Stiftungen anheimfallen. 8 


XII. Fur die Verzinſung und Tilgung der Schuld haftet die Stadtgemeinde 
mit ihrem geſammten Vermoͤgen, den Bruͤckengeld⸗Einnahmen und ihren 
ſaͤmmtlichen Einkünften, und kann, wenn die Zinſen oder die ausge— 
looſten Obligationen nicht zur rechten Zeit gezahlt werden, die Zahlung 
derſelben von den Glaͤubigern gerichtlich verfolgt werden. 


XIII. Die unter IV., VII., VIII. und XI. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen 
erfolgen durch das Kreisblatt in Duisburg, die Werdener Ruhr⸗Zei⸗ 
tung und durch das Amtsblatt oder den öffentlichen Anzeiger der Re⸗ 
gierung zu Duͤſſeldorf. 5 b 5 

XIV. In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen oder Zins⸗ 

' kupons finden die auf die Staatsſchuldſcheine und deren Zinskupons 
Bezug habenden Vorſchriften der Verordnung vom 16. Juni 1819. 
wegen des Aufgebots und der Amortiſation verlorener oder vernichte— 
ter Staatspapiere $$. 1. bis 13. mit nachſtehenden näheren Beſtim⸗ 
mungen Anwendung: 3 

a) die im H. 1. vorgeſchriebene Anzeige muß der ſtaͤdtiſchen Schul⸗ 
dentilgungs⸗Kommiſſion gemacht werden. Dieſer werden alle die— 
jenigen Geſchaͤfte und Befugniſſe beigelegt, welche nach der ange⸗ 
führten Verordnung dem Schatzminiſterium zukommen; gegen die 
Verfügungen der Kommiſſion findet jedoch der Rekurs an die Re⸗ 
gierung zu Duͤſſeldorf ftatt; , a 

b) das in dem H. 5. gedachte Aufgebot erfolgt bei dem Kreisgerichte 
zu Eſſen; i f 

c) die in den Hh. 6 — 9. und 12. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen 
ſollen durch die unter Nr. XIII. angeführten Blätter geſchehen; 

d) an die Stelle der im H. 7. erwähnten ſechs Zinszahlungstermine 
ſollen acht, und an die Stelle des im F. 8. erwähnten achten 
Zinszahlungstermins ſoll der zehnte treten. 


Zur Urkunde dieſes und zur Sicherheit der Gläubiger haben Wir das 
gegenwärtige landes herrliche Privilegium Allerhoͤchſteigenhaͤndig vollzogen und 
ae unter 
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unter Unſerem Koͤniglichen Inſiegel ausfertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den 
Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhr⸗ 
leiſtung von Seiten des Staats zu bewilligen oder Rechten Dritter zu praͤ⸗ 
judiziren. ’ 

Gegeben Charlottenburg, den 27. November 1854. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Weſtphalen. v. Bodel ſchwingh. 


M 1. i 
Werdener Stadt⸗ Obligation 
a (Trockener Stadtſtempel) 
Litt. A. (Stadtſtegel) 2 ö 
über Einhundert Thaler Kurant. 


Die Endesunterzeichneten, durch das Allerhoͤchſte Privilegium vom ..... 
„%%% hierzu ausdruͤcklich ermaͤchtigt, beurkunden und bekennen 
hiermit, daß der Inhaber dieſer Obligation die Summe von Einhundert Thalern 
Kurant, deren Empfang ſie beſcheinigen, an die Stadtgemeinde Werden zu for⸗ 
dern hat. Die auf vier Prozent jährlich feſtgeſetzten Zinſen find am 111. 
und 1: 3 jeden Jahres faͤllig, werden aber nur gegen Ruͤckgabe 
der ausgefertigten halbjaͤhrigen Zinskupons gezahlt. Das Kapital wird durch 
Ankauf oder Verlooſung berichtigt werden, weshalb eine Kuͤndigung Seitens 
des Glaͤubigers nicht zulaͤſſig iſt. 

Die naͤheren Bedingungen ſind in dem umſtehend abgedruckten Privile⸗ 
gium enthalten. 


Werden, am 1ſten N 18. 
Der Bürgermeiſter. Die ſtädtiſche Schuldentilgungs⸗Kommiſſion. 
N. N. | N. N. N. N. N. N. | 
Eingetragen Kontrolbuch Fol. ..... 
Der Buͤrgermeiſter. 


(Hierzu ſind die Kupons ausgereicht.) 
Der Kommunal: Empfänger. 


(Nr. 413841839.) 


S. 1. 2 Rthlr. ö 5 Dieſer Kupon wird nach 
C. I. Ca. 10.) 8 dem Allerhöchſten Pribvile⸗ 


5 8 gium vom ungültig 
(Erſter) Kupon und werthlos, wenn deſſen 
zur 8 Geldbetrag nicht bis zum 
werdener Stadt- Obligation „ 
uͤber 
Einhundert Thaler Kurant. 
11 an halbjaͤhrigen Zinſen 
der oben benannten Werdener Stadt⸗Obligation aus der Werdener Kom: 
munal⸗Kaſſe zwei Thaler Kurant. 
Der Bürgermeiſter. Die ſtädtiſche Schuldentilgungs-Kommiſſion. 
N. N. N. N. N. 


(NB. Die Namen des Buͤrgermeiſters und 
der Kommiſſion werden gedruckt.) 


a 
Inhaber dieſes empfängt am 


Eingetragen Fol der Kontrole. f 
Der Buͤrgermeiſter. ö Der Kommunal⸗Empfaͤnger. 


(Fr. 4439.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 27. November 1854, betreffend die Verleihung der fis— 
kaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Gemeinde— 
Chauſſee von Morſcheck uͤber Buͤllingen, Krinkelt und Rocherath nach der 
Schleiden-⸗Montjoier Bezirksſtraße. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer 
Gemeinde⸗Chauſſee von Morſcheck, im Kreiſe Malmedy, Regierungsbezirks Aa— 
chen, uͤber Buͤllingen, Krinkelt und Rocherath nach der Schleiden-Montjoier 
Bezirksſtraße genehmigt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß das Expropriations⸗ 
recht für die zu der Chauffee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht 
zur Entnahme der Chauffeebau= und Unterhaltungs-Materialien, nach Maaß⸗ 
gabe der für die Staats-Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, auf dieſe Straße 
zur Anwendung kommen ſollen. Zugleich will Ich den betheiligten Gemein- 
den gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße 
das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des fuͤr 

N ö die 


Be 


die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einfchließlich der 
in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſti⸗ 
gen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, verleihen. Auch ſollen 
die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtim⸗ 
mungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur An⸗ 
wendung kommen. 

Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. a 

Charlottenburg, den 27. November 1854. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr. 4140.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 27. November 1854., betreffend die Verleihung der fis— 
kaliſchen Vorrechte zum Bau einer Kreis-Chauſſee von Ochtrup im Fuͤr⸗ 
ſtenthum Muͤnſter bis zur Hannoverſchen Grenze in der Richtung auf 
Bentheim. f ; 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer 
Kreis- Chauffee von Ochtrup im Fuͤrſtenthum Muͤnſter bis zur Hannoverſchen 
Grenze in der Richtung auf Bentheim genehmigt habe, beſtimme Ich hier⸗ 
durch, daß das Expropriationsrecht fuͤr die zu der Chauſſee erforderlichen 
Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Un⸗ 
terhaltungs-Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats-Chauſſeen be⸗ 
ſtehenden Vorſchriften, auf dieſe Straße zur Anwendung kommen ſollen. Zu⸗ 
gleich will Ich dem Kreiſe Steinfurt gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſ⸗ 
ſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſee⸗ 
geldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedesmal gelten⸗ 
den Chauſſeegeld-Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden 
zuſaͤtzlichen Vorſchriften, verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife 
vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſee⸗ 
polizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. a 

Charlottenburg, den 27. November 1854. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh— 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr. 4439-4141.) (Nr, 4141.) 


wog ne. 


(Jr. 4144.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 4. Dezember 1854., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Chauſſee 
von der Stadt Neuſtadt a. d. D. bis zu dem Bahnhofe der Berlin-Ham⸗ 
burger Eiſenbahn daſelbſt durch den Ruppiner Kreis. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den chauſſeemaͤßigen 
Ausbau der Straße von der Stadt Neuſtadt a. d. D. bis zu dem Bahnhofe 
der Berlin⸗Hamburger Eiſenbahn daſelbſt durch den Ruppiner Kreis im Re⸗ 
gierungsbezirk Potsdam genehmigt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß das 
Expropriationsrecht für die zu der Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imglei⸗ 

chen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau- und Unterhaltungs⸗Materialien, 
nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, auf 
dieſe Straße zur Anwendung kommen ſollen. Zugleich will Ich dem gebach- 
ten Kreiſe gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der 
Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen 
des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld-Tarifs, ein⸗ 
ſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, 
ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, vers 
leihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. an⸗ 
gehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte 
Straße zur Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. ö 5 


Charlottenburg, den 4. Dezember 1854. 
Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. ä 


(Jr. 4442.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 4. Dezember 4854, betreffend den Tarif, nach wel⸗ 
chem die Abgabe für Benutzung der Bruͤcke über die Spirding-Gewaͤſſer 
bei Nikolaiken, im Sensburger Kreiſe, und das Bruͤckenaufzugsgeld da⸗ 
ſelbſt zu erheben iſt. 


Au Ihren Bericht vom 23. o. M. habe Ich den Tarif, nach welchem die 
Abgabe für Benutzung der Bruͤcke über die Spirding-Gewaͤſſer bei Niko⸗ 
laiken und das Brüͤckenaufzugsgeld daſelbſt zu erheben iſt, vollzogen und laſſe 

ö . Ihnen 


& „ 
Ihnen denſelben zur Veroͤffentlichung durch die Geſetz-Sammlung hierbei wie⸗ 
der zugehen. 
Charlottenburg, den 4. Dezember 1854. 
Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. a 


> 


Tarif, 
nach welchem die Abgabe für Benutzung der Bruͤcke über die 


Spirding-Gewäffer bei Nikolaiken im Sensburger Kreiſe, und 
i das Bruͤckenaufzugsgeld daſelbſt zu erheben iſt. 


E. wird entrichtet: 
A. An Bruͤckengeld: 8 
I. Vom Fuhrwerk aller Art, einſchließlich der Schlitten, für jedes 
g),, eNR 
II. Von unangeſpannten Thieren: : 

A). für ein Pferd, Maulthier oder einen Eſel mit oder 
ohne Reiter oder Laſt, ſowie fuͤr ein Stuͤck Rindvieh 4 Pf. 
2) fuͤr ein Fohlen, Kalb, Schwein, Schaaf, Lamm oder 5 
i end.... 8 1 Pf. 


B. An Bruͤckenaufzugsgeld: | 


Von jedem durchgehenden Kahne, der das Aufziehen der Brücke 
erfordert, für jede Laſt der Tragfaͤhig keit N 5 Pf. 


Befreiungen. 


A. Bruͤckengeld wird nicht erhoben: ee : 

1) von Equipagen und Thieren, welche den Hofhalkungen des König: 
lichen Hauſes oder den Königlichen Geſtuͤten angehören; f 

2) von Armeefuhrwerken und von Fuhrwerken und Thieren, welche Mi⸗ 
litair auf dem Marſche bei ſich führt, von Pferden, welche von Of⸗ 

fizieren oder in deren Kategorie ftehenden Militairbeamten im Dienſt 

und in Dienſtuniform gerikten werden; imgleichen von den unange⸗ 
ſpannten etatsmaͤßigen Dienſtpferden der Offiziere, wenn dieſelben zu 
dienſtlichen Zwecken die Offiziere begleiten, oder beſonders gefuͤhrt 
werden, jedoch im letzteren Falle nur, ſofern die Fuͤhrer ſich durch 
Jahrgang 1855. (Fr. 4142.) 2 die 
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die von der Regierung ausgeſtellte Marſchroute, oder durch die von 
der oberen Militairbehoͤrde ertheilte Order ausweiſen; 85 
3) von Fuhrwerken und Thieren, deren mit Freikarten verſehene offent⸗ 
liche Beamte auf Dienſtreiſen innerhalb ihrer Geſchaͤftsbezirke ſich 
bedienen; 5 5 
4) von Poſten, als Extrapoſten, Schnellpoſten, Kariol- und Reitpoſten 
nebſt Beiwagen, imgleichen von öffentlichen Kurieren und Eſtafetten 
und von allen von Poſtbefoͤrderungen leer zuruͤckkehrenden Wagen 
und Pferden; 3 
von Fuhrwerken und Thieren, mittelſt deren Transporte für unmittel⸗ 
bare Rechnung des Staates geſchehen, auf Vorzeigung von Frei⸗ 
paͤſſen; von Vorſpannfuhren auf der Hin- und Ruͤckreiſe, wenn ſie 
ſich als ſolche durch die Beſcheinigung der Ortsbehoͤrde, imgleichen 
von Lieferungsfuhren, ebenfalls auf der Hin- und Ruͤckreiſe, wenn ſie 
ſich als ſolche durch den Fuhrbefehl ausweiſen; 5 
von Feuerloͤſchungs-, Kreis- und Gemeinde-Hilfsfuhren; von Armen: 
und Arreſtantenfuhren; a ö 
von den Seitens der Kreiſe zu ſtellenden Landwehr⸗Kavalleriepferden 
und den zu deren Befoͤrderung erforderlichen Beipferden, ſowohl auf 
dem Hinwege zum Geſtellungsorte, als auf dem Ruͤckwege von da, 
auf Vorzeigung einer Beſcheinigung des betreffenden Landraths über 
die Zahl und Beſtimmung dieſer Pferde; ö 
8) von Fuhren mit thieriſchem Duͤnger (Stallduͤnger, Miſt); . 
9) von Fuhrwerken, die Chauſſeebau⸗Materialien anfahren, ſofern nicht 
durch die Miniſter für Handel ꝛc. und der Finanzen Ausnahmen an— 
geordnet werden, auf Vorzeigung von Atteſten der betreffenden Bau— 
beamten; a z 
von den Fuhrwerken und Thieren der Eingepfarrten des Kirchſpiels 
Nikolaiken, ſowie derjenigen Eingepfarrten des Kirchſpiels Ueta, welche 
vom Kirchſpiele Nikolaiken abgezweigt und dem Kirchſpiele Ueta zu⸗ 
getheilt find, namlich der Bewohner der Ortſchaften Dibowsken, 
Nohra, Polko, Guszianka, Kokoska, Groß⸗ und Klein⸗Schwignainen, 
Johanniskrug, Wiggrinnen, Orlowsko, Kamien, Gorſchor, Neubruck, 
Rubrowko und Skock, ſofern fie nicht Handelsguͤter — wohin auch 
die eigenen laͤndlichen Erzeugniſſe, wenn ſie zum Verkauf verfahren 
werden, zu rechnen find — führen; a 
41) von Holzfuhren zu Königlichen Bruͤcken⸗, Kirchen⸗ und Schulbauten, 
ſowie von Deputatholzfuhren fuͤr Geiſtliche und Schullehrer, auf Vor⸗ 
zeigung amtlicher Beſcheinigungen. a 
B. Bruͤckenaufzugsgeld wird nicht erhoben von Waſſerfahrzeugen, mittelſt 
deren Transporte für unmittelbare Rechnung des Staats geſchehen. 


Zuſätzliche Vorſchriften. 


1) Das Bruͤckengeld, ſowie das Bruͤckenaufzugsgeld wird bei dem jedesma⸗ 
ligen Paſſiren der Bruͤcke entrichtet. 
TR 2) Ein 


5 


— 
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2) Ein Jeder, der Fuhrwerk oder Thiere bei fich hat, muß bei der Hebe⸗ 
ſtelle anhalten, auch wenn er nicht verpflichtet iſt, die Abgabe zu ent⸗ 
richten. Nur Poſtillone ſind davon ausgenommen, wenn ſie zuvor in 
das Horn ſtoßen. 

3) Zu der fuͤr den Betrag der Abgabe maaßgebenden Beſpannung eines 
Fuhrwerks werden ſowohl die zur Zeit der Beruͤhrung der Hebeſtelle 
angeſpannten, als auch alle diejenigen Thiere gerechnet, welche, ohne 
augenſcheinlich eine andere Beſtimmung zu haben, bei dem Fuhrwerk 
befindlich ſind. 

4) Jeder iſt eine Quittung uͤber die von ihm gezahlte Abgabe zu fordern 
berechtigt. 

Gegeben Charlottenburg, den 4. Dezember 1854. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


(Nr. 4143.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis-Obligationen 
des Calauer Kreiſes im Betrage von 60,000 Rthlrn. Vom 18. Des 
zember 1854. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 5 


Nachdem von den Kreisſtaͤnden des Calauer Kreiſes, im Regierungs⸗ 
bezirk Frankfurt, auf dem Kreistage vom 11. Januar 1854, beſchloſſen worden, 
die zur Ausfuͤhrung der vom Kreiſe unternommenen Chauſſeebauten erforder⸗ 
lichen Geldmittel im Wege einer Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den 
Antrag der gedachten Kreisſtaͤnde: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, 
mit Zinskupons verſehene, Seitens der Glaͤubiger unkuͤndbare Obligationen zu 
dem angenommenen Betrage von 60,000 Rthlrn. ausſtellen zu dürfen, da ſich 
hiergegen weder im Intereſſe der Glaͤubiger noch der Schuldner etwas zu er⸗ 
innern gefunden hat, in Gemaͤßheit des §. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. 
zur Ausſtellung von Obligationen zum Betrage von 60,000 Rthlrn., in Buch⸗ 
ſtaben ſechszig tauſend Thalern, welche in 600 Apoints à Einhundert Thaler 
nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Huͤlfe einer Kreisſteuer mit 

2 vier Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmen⸗ 
den Folgeordnung vom Jahre 1856. ab nach Maaßgabe des genehmigten 
Tilgungsplanes zu tilgen ſind, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landes⸗ 
herrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder 
Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Ueher⸗ 
tragung des Eigenthums nachweiſen zu buͤrfen, geltend zu machen befugt iſt. 

(Fr. 41424143.) 2 * Das 
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Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obliga⸗ 
tionen eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats nicht uͤbernommen wird, iſt durch 
die Geſetz⸗Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. ö 


a Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. N 


Gegeben Charlottenburg, den 18. Dezember 1854. 


(I. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Weſtphalen. v. Bodelſchwin gh. 


Provinz Brandenburg, Regierungsbezirk Frankfurt. 


Obligation 


des Calauer Kreiſes 
Lite Sr NE see 


über Einhundert Thaler Preußiſch Kurant. 


Ai Grund der unterm 3. April 1854. beſtaͤtigten Kreistagsbeſchluͤſſe vom 
11, Januar 1854, wegen Aufnahme einer Schuld von 60,000 Rthlrn. be⸗ 
kennt ſich die ſtaͤndiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im Calauer Kreiſe 
Namens des Kreiſes durch dieſe, fuͤr jeden Inhaber guͤltige, Seitens des Glaͤu⸗ 
bigers unkuͤndbare Verſchreibung zu einer Schuld von Einhundert Thalern 
Preußiſch Kurant nach dem Muͤnzfuße von 1764., welche fuͤr den Kreis kon⸗ 
trahirt worden und mit vier Prozent jahrlich zu verzinſen iſt. 


Die Ruͤckzahlung der ganzen Schuld von 60,000 Rthlrn. geſchieht vom 
Jahre 1866. ab allmaͤlig innerhalb eines Zeitraums von eilf Jahren aus einem 
20 dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds, nach Maaßgabe des genehmigten 

ilgungsplanes. Ä 

Die Folgeordnung der Einloͤſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1867, ab in dem 
Monate Juli jedes Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, den 

Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verftärfen, ſowie ſaͤmmtliche noch 
umlaufende Schuldverſchreibungen zu kundigen. Die ausgelooſten, e 
5 gekuͤn⸗ 


gekuͤndigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, 
Nummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Ruͤckzahlung er⸗ 
folgen ſoll, öffentlich befannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, 
drei, zwei und einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte 
der Koͤniglichen Regierung zu Frankfurt, ſowie in der zu Berlin erſcheinenden 
Voſſiſchen Zeitung. 


Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjaͤhrlichen Terminen, am 1. Juli und am 1. Januar jedes Jahres, 
von heute an gerechnet, mit vier Prozent jaͤhrlich in gleicher Muͤnzſorte mit 
jenem verzinſet. g 5 


Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Kreis-Kommunalkaſſe in Calau, und zwar auch in der nach dem Ein: 
tritt des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit. 


Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldverſchrei⸗ 
bung ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine 
e Fuͤr die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 
abgezogen. ; : 


Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 
nicht erhobenen Zinſen, verjaͤhren zu Gunſten des Kreiſes. 


Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts-Ordnung 
Theil I. Tit. 51. $. 120. seg. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Lübben, 


Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤhrigen 
Verjaͤhrungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der ange⸗ 
meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 
gezahlt werden. 5 5 


Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind ... halbjaͤhrige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres .... ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zins 
kupons auf fuͤnfjaͤhrige Perioden ausgegeben. 


Die Ausgabe einer neuen Zinskupons-Serie erfolgt bei der Kreis-Kom⸗ 
munalkaſſe zu Calau gegen Ablieferung des der aͤlteren Zinskupons⸗Serie bei⸗ 
gedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndigung der 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 


Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. Ä 


(Nr. 443.) 8 Deſſen 


= mr 
Deffen zu Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ 
ſchrift ertheilt. 
Calau, den ten 18. 


Die ſtändiſche Kommiſſion u Fa Chauſſeebau im Calauer 
i reiſe. 


Provinz Brandenburg, Regierungsbezirk Frankfurt. 


Zins ⸗ Kupon 


a zu der 
Kreis ⸗ Obligation des Calauer Kreiſes 
Ber, MM... über 100 Thaler zu vier Prozent Zinſen uͤber 


zwei Thaler. 


Der Inhaber dieſes Zinskupons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe am 

W 18.. und ſpaͤterhin die Zinſen der vorbenannten Kreis⸗ 

Obligation fuͤr das Halbjahr vom 5 mit zwei Thaler 
bei der Kreis-Kommunalkaſſe zu Calau. 


alan ö ne N ermoor- 18. 


Die ande Kreis⸗ Komimiſſion fü ir den Chauſſeebau im Calauer 
Kreiſe. 
Dieſer Zinskupon iſt unguͤltig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach 


der Faͤlligkeit, vom Schluſſe des betreffenden 
Halbjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Brandenburg, Regierungsbezirk Frankfurt. 
Se pe RP 


zur 
Kreis» Obligation des Carat Kreifes. 
Der Inhaber dieſes Talons ben, gegen been Ruͤckgabe zu der 


Obligation des Calauer Kreiſes Lit... M.... . über 100 Thaler à vier 
Prozent 
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Prozent Zinſen, die „te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18., bis 18. 
bei der Kreis-Kommunalkaſſe zu Calau. 


Calau, den. 18. N 
Die ſtändiſche Kreis⸗Kommiſſion für den Chauſſeebau im Calauer 
Kreiſe. 


(Nr, 4144.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 18. Dezember 1854., betreffend die Anlegung der 
Ueberſchuͤſſe und Beſtaͤnde der Provinzial-Feuerſozietaͤtskaſſe zu Pofen, 


Au Ihren Bericht vom 12. Dezember d. J. beſtimme Ich nach dem Be: 
ſchluſſe der zum zehnten Provinzial-Landtage verſammelt geweſenen Stände des 
Großherzogthums Poſen, unter Aufhebung des in Meiner Verordnung vom 
6. Juni 1853. enthaltenen Zufaß-Paragraphen zum H. 94. des Feuerſozietaͤts⸗ 
Reglements für die Provinz Poſen vom 5. Januar 1836., hierdurch Folgendes: 
Die Provpinzial-Feuerſozietaͤtskaſſe ſoll niemals einen höheren bag⸗ 
ren Beſtand, als 10,000 Thaler haben. Alle Ueberſchuͤſſe, ſowie der 
H. 29. der gedachten Verordnung erwaͤhnte eiſerne Fonds ſind in in⸗ 
laͤndiſchen Staatspapieren, Pfandbriefen, Obligationen des Provinzial⸗ 
Chauſſeebaufonds oder Rentenbriefen anzulegen und koͤnnen dieſe fuͤr 
Rechnung des Provinzial-Feuerſozietaͤtsfonds angekauft werden. Es 
iſt auch zulaͤſſig, zinsbare Darlehne gegen Verpfaͤndung der oben be⸗ 
zeichneten Werthpapiere nach den Prinzipien der Bank zu bewilligen. 
Sie haben Meinen gegenwaͤrtigen Erlaß in die Geſetz-Sammlung auf⸗ 
nehmen zu laſſen. 5 i 
Charlottenburg, den 18. Dezember 1854. 


Friedrich Wilhelm. 


v. Weſtphalen. 
An den Miniſter des Innern. 


(Nr. 4145.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 18. Dezember 1854., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Chauſſee von 
Koͤnigs-Wuſterhauſen uͤber Buchholz und Groß- und Klein-Lubholz bis 
zur Einmuͤndung hinter Klein-Lubholz in die Berlin-Cottbuſer Staats⸗ 
Chauſſee. 


Al den Bericht vom 7. Dezember d. J. beſtimme Ich in Verfolg Meines 
Erlaſſes vom 24. Februar 1851. (Geſetz⸗Sammlung S. 29.) hierdurch, daß 
(Nr, 4143 — 4146.) f auf 
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auf die von der Koͤnigs⸗Wuſterhauſen⸗Buchholz⸗Luͤbbener Chauſſeebau⸗Geſell⸗ 
ſchaft in Bau genommene Chauſſee von Koͤnigs-Wuſterhauſen uͤber Buchholz 
und Groß⸗ und Klein⸗Lubholz bis zur Einmuͤndung hinter Klein-Lubholz in 
die Berlin⸗Cottbuſer Staats⸗Chauſſee das Expropriationsrecht für die zu der 
Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der 
Chauſſeebau- und Unterhaltungs- Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr die 
Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, zur Anwendung kommen ſollen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. ö 

Charlottenburg, den 18. Dezember 1854. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. 
An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


(Nr. 4146.) Bekanntmachung über die unterm 18. Dezember 1854. erfolgte Beſtaͤtigung des 
Statuts der Aktiengeſellſchaft zum Bau einer Chauſſee von Koͤnigs— 
Wuſterhauſen uͤber Buchholz und Groß- und Klein-Lubholz bis zur Ein 
muͤndung hinter Klein⸗Lubholz in die Berlin-Cottbuſer Staats-Chauſſee, 
de dato Buchholz den 2. September 1854. Vom 29. Dezember 1854. 


Di ö Majeſtaͤt haben das Statut des unter dem Namen: „Königs: 
Wuſterhauſen⸗Buchholz⸗Luͤbbener Chauſſeebau⸗Geſellſchaft“ zuſammengetretenen 
Aktienvereins zum Bau einer Chauſſee von Koͤnigs-Wuſterhauſen uͤber Buch⸗ 
holz und Groß⸗ und Klein⸗Lubholz bis zur Einmuͤndung hinter Klein-Lubholz 
in die Berlin-Cottbuſer Staats⸗Chauſſee, de dato Buchholz den 2. Septem⸗ 
ber 1854., mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 18. d. M. zu beſtaͤtigen geruht, 
was nach Vorſchrift des H. 3. des Geſetzes Uber Aktiengeſellſchaften vom 
9. November 1843. mit dem Bemerken bekannt gemacht wird, daß das Sta⸗ 
tut durch das Amtsblatt der Koͤniglichen Regierung zu Potsdam zur oͤffent⸗ 
lichen Kenntniß gelangen wird. 5 


Berlin, den 29. Dezember 1854. 


Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. = 


Redigirt im Büreau des Staats» Minifteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
8 (Rudolph Decker.) 5 


